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„Der Weg in die Knechtschaft“ *
von Mag. Christian Zeitz

Seit dem Bekanntwerden des IBIZA-
Skandals und den Folgen der subse-
quenten Regierungsauflösung hat der 
Wiener Akademikerbund darauf hin-
gewiesen, daß die Handlungslogik des 
vorigen (und jetzigen) Bundeskanzlers 
Sebastian Kurz auf die Herstellung einer 
türkis-pinken oder türkis-grünen Re-
gierung hinauslief. Was auf den ersten 
Blick als interessantes, hippes Experi-
ment oder als christlich-konservatives 
Projekt mit einigen modernistischen 
Farbtupfen verharmlost wurde, zeich-
nete sich bald als Richtungsentschei-
dung zugunsten eines völlig neuen 
ordnungspolitischen Rahmen-
konzepts ab. Und spätestens nach der 
Präsentation des Regierungsprogramms 
durch die neue K&K-Regierungsspit-
ze, Kurz und Kogler, ist klar, daß der 
neue ordnungspolitische Rahmen die 
Eckpunkte des Aufmarschplanes für 
eine dauerhafte Beseitigung des tra-
ditionellen Kulturgefüges Österreichs 
und Europas, für die Legitimation und 
Betreibung des Bevölkerungsaustau-
sches durch Migration, für die totale 

Entnationalisierug des politischen Ent-
scheidungsfindungsprozesses und sei-
ne Verlagerung in den Multilateralis-
mus und globalen Internationalismus 
ist, daß der globale Kultursozialismus 
von der neuen österreichischen Bundes-
regierung betrieben werden wird, und 
vor allem, daß all dies mit der Beseiti-
gung der Reste der Meinungsfreiheit, 
mit ideologisch aufgeladenen Indoktri-
nierungsprojekten, mit der Kriminali-
sierung der politischen Gegenwehr und 
grundsätzlichen Opposition und damit 
mit der de facto-Liquidation der 
Demokratie erzwungen und durch-
gesetzt werden soll.
......

Die bedeutendsten Passagen dieses 
Koalitionsvertrages sind quantitativ von 
untergeordneter Bedeutung und gehen 
im Wust der überbordenden Banalitä-
ten, Selbstverständlichkeiten, Schön-
wetter-Aussagen und Service-Darbie-
tungen zur Befriedigung der Klientele 
der beiden Koalitionspartner unter. Ei-
ne realistische Beurteilung der in die-
sem Abschnitt zu reflektierenden Pas-
sagen legt nahe, daß genau das aus 
taktischen Gründen intendiert wird. 
Hier sollen nämlich jene Punkte zuei-
nander in Beziehung gesetzt werden, 

in denen es im Koalitionspakt um die 
Fragen Migration und Islam, Demo-
kratie und Rechtsstaat, Freiheit (ins-
besondere Meinungsfreiheit) und In-
doktrination bzw. Despotie geht. Die 
Art des Umgangs mit diesen Fragen 
hängt im Inneren zusammen und ist 
Ausdruck einer bestimmten Sicht des 
politischen und gesellschaftlichen Sys-
tems insgesamt bzw. des Wunsches, 
dieses großflächig zu verändern.
......

„Dazu braucht es eine Migrations-
strategie für sichere, geordnete, 
reguläre und qualifizierte Mi-
gration im Interesse Österreichs und 
im Interesse der Betroffenen. Anderer-
seits braucht es nachhaltige Beiträge 
zur Reduktion von illegaler/irregulärer 
Migration sowie die Unterstützung von 
Herkunftsländern, um Lebensperspek-
tiven vor Ort zu schaffen.“ (S. 191) Die-
se Aussage ist im Kapitel-Motto des 
Deckblattes eindeutig nicht enthal-
ten. Das Kapitel-Motto „holt die Men-
schen ab“, die Migration als Bedrohung 
wahrnehmen. Der Kapiteltext geht mit 
dem Problem völlig anders um. Er sieht 
„Migration als Chance“, die aller-
dings nur genutzt werden kann, wenn 
entsprechende politische Rahmenbe-

Zum türkis/grünen Koalitionspakt:
Der Begriff HEIMAT kommt im 

326 Seiten starken Koalitionspakt 
so gut wie nicht vor, der Begriff DI-
REKTE DEMOKRATIE an keiner 
einzigen Stelle! Jetzt versteht man 
auch im Nachhinein, warum selbst der 
kümmerliche Ansatz zur „direkten De-
mokratie“ im schwarz-blauen Regie-
rungspakt zur Implementierung erst 
im letzten Jahr von deren Legislatur-
periode (2022) vorgesehen war, was 
sich damals ja kaum jemand erklären 
konnte. KURZ wußte wohl bereits bei 
der Entstehung des schwarz-blauen 
Regierungspaktes, daß er 2022 nicht 
mehr an diesen gebunden sein wird! 
12-Stunden-Arbeitstag und 60-Stun-
den-Woche bleiben auch bei grüner 
Regierungsbeteiligung. Der gesam-
te Koalitionspakt („Regierungspro-
gramm“) kann in vielen Internet-Sei-
ten eingesehen werden, u.a. unter 
dem Link: 

https://www.dieneuevolkspartei.at/

Download/Regierungsprogramm
_2020.pdf

 Schwerpunkt 
Bevölkerungsexperiment 

5G-Mobilfunkausbau:

Die großartige „Klimaschutz-Re-
gierung“ forciert ausgerechnet den 
hochenergie- und strahlungsintensi-
ven, flächendeckenden Ausbau des 
5G-Mobilfunknetzes zwecks Total-
überwachung genauso wie die ge-
sprengte türkis-blaue Regierung - kein 
Unterschied! 

Auszug aus Seite 317 „Flächen-
deckend technologieneutrale Breit-
bandversorgung österreichweit si-
cherstellen“:  

• 5G-Vorreiterrolle weiter ausbauen 
und Anwendung für neue Technolo-

gien (autonomes Fahren, Internet of 
things, etc.) mit Telekom-Anbietern 
vorantreiben.

• Einsatz auf EU-Ebene, um Euro-
pas Technologie-Autonomie im 5G-
Bereich und aller seiner Anwendun-
gen sicherzustellen. .........

• Schließung eines Fiber- und 5G-
Paktes (zwischen Bundesregierung, 
Telekommunikationsunternehmen, 
Ländern und Landeserrichtungsge-
sellschaften) zur Erstellung des Aus-
bauplans. .....

Nachstehend eine bemerkenswerte 
Analyse eines früheren, hochrangi-
gen ÖVP-Funktionärs (!), der wir uns 
nur anschließen können und aus der 
die ganze Dramatik der aktuellen Be-
drohungslage für alle hervorgeht, die 
noch einigermaßen vernünftig und 
bodenständig/heimat-und-naturver-
bunden unterwegs sind.

* Der Titel dieses Aufsatzes lehnt sich 
an den Bestseller des österreichischen 
Ökonomie-Nobelpreisträgers Friedrich 
A. von Hayek an. 
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dingungen erfüllt werden. Dement-
sprechend beschäftigt sich der erste 
operative Punkt des Kapitels mit einer 
„Strategie zur kontrollierten qualifizier-
ten Zuwanderung: Fachkräfteoffensive 
für Österreichs Unternehmen umset-
zen.“ (S. 192) Tatsächlich enthält das 
Programm zahlreiche Erleichterungen 
zur Flutung der österreichischen 
Arbeitsmärkte. (S.193)

Zum Unterschied von der Frage der 
„Migration“, die definitorisch mit „Ar-
beitsmigration“ gleichgesetzt und 
unter dem Blickwinkel der „Chancen 
für den österreichischen Arbeitsmarkt“ 
betrachtet wird, lautet die Position der 
Regierung zum Thema „Asyl“ folgen-
dermaßen: „Österreich setzt sich weiter-
hin für eine gemeinsame europäische 
Lösung der Asylfrage auf Basis eines 
kohärenten rechtlichen Rahmens und 
einheitlichen Standards für menschen-
rechtskonforme Verfahren, Aufnahme 
und Rückführung (entsprechend der 
geltenden EU-Richtlinien) ein. Dafür 
ist ein effizienter und menschenrechts-
konformer Außengrenzschutz Voraus-
setzung.“ (S. 196) Das bedeutet nicht 
mehr und nicht weniger, als daß die 
Gestaltung und der Vollzug des 
Asylwesens von der Ebene der 
Nationalstaaten auf die Ebene 
der Europäischen Union verla-
gert werden soll. Der im vorigen 
Abschnitt - ganz offenbar zu Zwecken 
der Beruhigung - bemühte Stehsatz 
betreffend die eigenen Grenzen Ös-
terreichs ist daher eindeutig als Provi-
sorium, aber gleichzeitig als Ansporn 
der EU-Institutionen zur raschen Her-
stellung eines EU-einheitlichen Asylre-
gimes zu begreifen: „Schutz der öster-
reichischen Binnengrenzen, solange der 
EU-Außengrenzschutz nicht lückenlos 
funktioniert.“ (S. 194)

Von einer generellen und grundsätzli-
chen Problematisierung des Phänomens 
des Zulassens des Zuzugs bzw. einer  
dauerhaften Verlegung von Personen 
anderer Kontinente nach Europa bzw. 
Österreich, von den damit verbunde-
nen Folgen der Unvereinbarkeit radikal 
unterschiedlicher Kulturkonzepte, den 
bekannten Problemen in der öffentli-
chen Sicherheit und der faktischen 
Enteignung der autochthonen 
Bevölkerung im Hinblick auf das er-
erbte Traditions-, Human- und Realka-
pital der Volksgemeinschaft findet sich 
im Koalitionspakt tatsächlich nicht ei-
ne Silbe. Das darf nicht verwundern, 
wenn man die präzise Wortwahl, die 
Sebastian Kurz in dieser Frag seit je 
her pflegt, und die unmißverständliche 

Wortwahl des Koalitionspapiers ernst 
nimmt. Kurz sprach und spricht 
sich immer nur gegen „illegale 
Migration“ aus, keineswegs aber 
gegen Migration als solche. So 
auch der Koalitionspakt. Dieser führt be-
zeichnenderweise daneben das Begriffs-
paar „reguläre Migration und irreguläre 
Migration“ (s.o.) ein. Das wahrzuneh-
men ist von allergrößter und folgenrei-
cher Bedeutung: Die Wortkreation der 
„regulären“ bzw. „irregulären“ Migrati-
on ist das zentrale sprachliche Funda-
ment des UNO-Migrationspakts, 
dessen Zustimmung nach monatelan-
gen, von der österreichischen Zivilge-
sellschaft intensiv betriebenen Diskus-
sionen, Ende 2018 von der damaligen 
türkis-blauen Bundesregierung verwei-
gert wurde. Die Verweigerung der Zu-
stimmung zum UN-Migrationspakt er-
folgte gegen den erklärten Willen von 
BK Kurz, und gelang nur deswegen, 
weil die FPÖ diesen Streitpunkt zur Ko-
alitionsfrage gemacht hatte. Nun ist die 
Konzeption von der „regulären und 
irregulären Migration“, die sich 
wie ein roter Faden durch alle Passagen 
des Migrationspaktes zieht, zum An-
gelpunkt der Migrationspolitik 
der neuen Regierung geworden.

Schon der Kurz-Lieblingsbegriff von 
der „illegalen Migration“ ist nichts mehr 
als ein geschicktes Ablenkungsma-
növer. Das Begriffspaar „legal - illegal“ 
entstammt natürlich der Sprachwelt des 
positivistischen Formalrechts und be-
zieht sich auf eine willkürliche Normie-
rung der äußeren Rechtsbedingungen, 
unter denen bestimmte Handlungen 
vorgenommen werden dürfen. Dem-
entsprechend kann der Staat (oder Su-
perstaat) jede beliebige Verhaltensweise 
eines Zuwanderungswilligen als „legal“ 
oder „illegal“ bezeichnen, je nachdem, 
wie er das Regime des Migrationswe-
sens zu gestalten wünscht. Die formale 
Leerformel von der „illegalen Migra-
tion“ wird durch die Begriffskompo-
sition des Migrationspaktes, den so-
wohl Kurz als auch die Grünen stets 
begrüßten, mit Leben und Inhalt erfüllt: 
Unter „regulärer“ Migration wird dort 
ein Regime des wohlgeordneten 
Massenzuzuges aus Afrika und 
dem Nahen Osten verstanden, bei 
dem es keine Friktionen, keine unge-
ordneten und risikoreichen Transfers, 
keine „Verzweiflungskriminalität“ und 
keine Unruhen in den Zielländern gibt. 
„Ausreisewillige“ werden auf „sicheren 
Routen“, unterstützt durch die von der 
westlichen Welt bereitgestellte Logistik 
und Infrastruktur, durch die Kontinente 
transferiert, an Dienstleistungs-Check-

Points mit den erforderlichen Dokumen-
ten ausgestattet, gesundheitlich bera-
ten und serviciert und auf geordnete 
Weise ihren neuen Bestimmungsor-
ten zugeführt, an denen die Aufnah-
mestaaten bereits mit entsprechenden 
Stellenangeboten warten und sie mit 
allen zu Gebote stehenden Maßnahmen 
des Sozialstaates in die neue Heimat-
gesellschaft „integrieren“. Wer all das 
für eine Karikatur hält, möge sich den 
Text des Migrationspaktes im Original 
zu Gemüte führen.

Die Idee zur großen Völkervermi-
schung ist uralt und wurde jahrzehn-
telang von vielen Protagonisten und 
auf zahlreichen Wegen in die nationa-
le und internationale Meinungsbildung 
eingespeist. Die operativen Grundla-
gen der konkreten Konzeption wurden 
besonders vom sogenannten „philan-
thropischen Milliardär“ George Soros 
und seinem Team ausgearbeitet und 
seit 2016 in mehreren programmati-
schen Aufsätzen und Vorträgen einer 
selektierten Öffentlichkeit vorgestellt. 
„Migration is without alternative - it ś 
smart to manage it“, lautet das Motto 
seines Konzepts. Die Menschen wol-
len keine truppenähnlichen „Flücht-
lingszüge“ auf den Autobahnen, keine 
dreckigen Auffanglager mit weinenden 
Kleinkindern, keine humanitären Tra-
gödien auf Schlauchbooten und an Sta-
cheldrahtzäunen sehen. Derartige Be-
drohungen würden rasch zu Feindbil-
dern werden. Sich zu den Zielen einer 
permanenten Einwanderungsge-
sellschaft zu bekennen, aber dabei 
stets alle Modalitäten unter Kontrolle 
zu behalten - das sei die Lösung, die 
Soros seinen Anhängern empfiehlt.

Sebastian Kurz hat dieses Kon-
zept in seiner Terminologie und in sei-
nen Vorhaben übernommen, denn er 
ist ein Adept von George Soros. Sei-
ne langjährige Zugehörigkeit zur elitä-
ren Soros-Denkwerkstatt und Kader-
schmiede ECFR (European Council on 
Foreign Relations), sein persönliches 
Engagement für die Soros-Universi-
tät CEU und seine freundschaftlich-
intimen Treffen mit dem 87-jährigen 
Macht-Paten der Neuen Weltordnung 
lassen daran keinen Zweifel zu. „Mi-
gration bleibt das Herzstück 
meiner Politik“, sagt Kurz. Diese 
programmatische Aussage muß sehr 
ernst genommen werden.

Die Agenda der Massenmigration 
und ihre vielfältigen, tiefgreifenden 
und weitgehend irreversiblen Folgen 
sind niemals je einem demokratischen 
Diskurs, geschweige denn einer Ent-
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scheidung durch das österreichische 
Volk unterzogen worden. Sie gehört 
zu denjenigen Projekten der „Elite“, 
die seit geraumer Zeit als „alternativ-
los“ bezeichnet werden. Es ist aus die-
sem Grund nicht verwunderlich, daß 
es lange schon erheblichen Widerstand 
gegen den Bevölkerungsaustausch auf 
metapolitischer und publizistischer Ebe-
ne gibt. Die Eliten sind daher - bis jetzt 
mit großem Erfolg - bestrebt, diesen 
Widerstand zu brechen. Als effektivs-
te Methode hat es sich erwiesen, jede 
Opposition gegen Massenzuzug und 
die Durchsetzung einer „multikulturellen 
Gesellschaft“ als fremdenfeindlich, 
rassistisch und menschenver-
achtend zu stigmatisieren. Die Krea-
tion des Phantasiebegriffs „Islamopho-
bie“ ist eine neue, ergänzende Waffe 
im Kampf der „Anständigen gegen die 
Hetzer und Hater“. Denn „die Muslime 
sind die neuen Juden“. Die Nomenkla-
tura hat erkannt, daß die Zusammen-
fassung all des „ausländerfeindlichen 
Bösen“ als Inbegriff des „Rechtsextre-
mismus“ einen unschlagbaren Selbst-
läufer zur Delegitimierung und Ver-
ächtlichmachung jeder Kritik an der 
Migrations-Agenda konstituiert. Flugs 
wird unter einem auch gleich „Rechts“ 
mit „Rechtsextremismus“ ident gesetzt, 
sodaß alle Formen des Patriotismus, 
des Kulturchristentums, des Ordnungs-
denkens in subsidiären, nationalstaatli-
chen Einheiten, des Hochhaltens tradi-
tioneller Kulturleistungen und des Stol-
zes auf die Überlegenheit der Instituti-
onen des friedlichen Zusammenlebens 
in der westlichen Zivilisation taxfrei als 
„rechts“ bezeichnet und damit mindes-
tens in die Nähe des Nazitums gerückt 
werden dürfen. 
......

Das Regierungs-Programm 
strotzt geradezu vor Wertungs-
exzessen und Projektankündi-
gungen gegen „Rechts“ und den 
sogenannten „Rechtsextremismus“, und 
zwar, sozusagen als Querschnittmate-
rie, durch zahlreiche Politikfelder hin-
durch. Im Kapitel „Innere Sicherheit“ 
wird aber der Wille zum realpolitischen 
Zugriff auf Opponenten der Regierungs-
politik durch Mittel, die weit über das 
herkömmliche Instrumentarium der de-
mokratischen Auseinandersetzung hi-
nausgehen, auf die Spitze getrieben. 
Das volle Arsenal diesbezüglicher Vor-
haben bringt dies zum Ausdruck (S. 
219ff): Geplant ist ein „Aktionsplan 
gegen Rechtsextremismus“, eine „Aus-
weitung von Schulworkshops (insbeson-
dere Berufsschulen) zur Rechtsextremis-
musprävention, „Vergangenheitspolitik, 

und gruppenbezogene Menschenfeind-
lichkeit“, „Beratung und Aufklärung“ 
über „neue Rechte, Rechtsextremismus, 
Antisemitismus & Islamismus“, „mobile 
Kompetenzstellen gegen Rechtsextre-
mismus, Rassismus und Gewalt“, dabei 
„Unterstützung von Vereinen, Behör-
den, Angehörige“, „Betroffene beraten, 
begleiten, fortbilden“, „Information und 
Aufklärungskampagne gegen Rechtsex-
tremismus und gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit“, „Schaffung einer 
Internetplattform zur Information über 
Rechtsextremismus (Schulungsunterla-
gen, Workshop-Konzepte für Jugend-
vereine, Jugendzentren und Schulen)“, 
„Distanzierungsarbeit und Ausstiegs-
möglichkeiten insbesondere nach dem 
Strafvollzug (sic!) (inklusive wissenschaft-
licher Evaluierung), interdisziplinäres 
Projekt (soziale Arbeit, Psychologie, po-
litische Bildung)“, „Digitales Streetwork: 
Monitoring von Plattformen, in denen 
demokratiefeindliche Aktivitäten statt-
finden“, „Einberufung eines jährlichen 
Koordinationsausschusses zwischen Re-
gierung, Parlament, Ländern und der 
Zivilgesellschaft über Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Rechtsexetremismus“, 
„Fokus: gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit“, „Fokus: Rechtsextremis-
musprävention“, „Fokus: Zusammen-
leben in der Migrationsgesellschaft“.

All das klingt fast unglaublich, wenn 
man den Maßstab der Prinzipien einer 
„offenen Gesellschaft“ im Sinne Pop-
pers anlegt. Aber es wird noch überbo-
ten durch den offenbar von der Konzep-
tion eines Überwachungsstaates 
inspirierten Plan, die genannten Punk-
te zum Gegenstand „eines eigenen Ex-
tremismusberichts des Bundesamts für 
Verfassungsschutz und Terrorismusbe-
kämpfung (BVT)“ zu machen (S. 220), 
wie eingangs dieses Abschnittes ange-
kündigt wird. Dieser soll übrigens durch 
die „Wiederaufnahme der Beobachtung 
und Einschätzung rechtsextremer Bur-
schenschaften“ ergänzt werden (S. 220). 
Aber selbst damit ist die höchste Steige-
rungsstufe gesinnungspolizeilicher 
Praktiken noch nicht erreicht. Diese 
erfährt nämlich ihren Höhepunkt mit 
der „Verankerung einer Forschungs-
stelle Rechtsextremismus und Antise-
mitismus (im DÖW) mit Zuständigkeit 
für jährlichen Rechtsextremismusbe-
richt (Zugang zum notwendigen Da-
tenmaterial aus Innen- und Justizmi-
nisterum).“ (S. 220) Das bedeutet nicht 
mehr und nicht weniger, als daß eine 
private Einrichtung - noch dazu eine 
solche, die als nicht-wissenschaftliche 
Einrichtung, welche nicht dem rechts-
staatlichen Prinzip verpflichtet ist und 

daher willkürlich agieren kann - Zu-
gang zu hochsensiblen Daten der Si-
cherheitsbehörden bekommt, die an 
sich aus gutem Grund Gegenstand des 
Datenschutzes und der Geheimhaltung 
sind, und daß dieser Einrichtung die 
Deutungs- und Publikationshoheit da-
rüber übertragen wird, was in Öster-
reich als „rechtsextrem“ zu gelten hat 
und wie damit umgegangen werden 
soll. Dazu paßt, daß im gesamten Ko-
alitionsabkommen an keiner einzi-
gen Stelle von Linksextremismus die 
Rede ist, der damit aus der Sicht der 
Bundesregierung offenbar kein Prob-
lem darstellt.

Der oben mehrfach verwendete Be-
griff der „gruppenbezogenen Men-
schenfeindlichkeit“ ist erklärungs-
bedürftig, weil er ein terminus techni-
cus ist, der von den supranationalen 
Organisationen (OSZE und UNO) ent-
wickelt und zum Einsatz gebracht wur-
de, um Kritik am Islam und am Ver-
halten von z.B. straffällig gewordenen 
Migranten zu unterbinden bzw. unter 
Strafe stellen zu können. Die gezielte 
Verwendung dieses Konzepts ist die 
Brücke zum Meinungsstrafrecht, 
mit dem bereits jetzt Kritik an der Mig-
rationsagenda und an der Islamisierung 
bzw. am Islam selbst mit Strafe bedroht 
wird und damit verhindert werden soll. 
Gefordert wird zunächst eine „vollstän-
dige statistische Erfassung der Delikte 
aus VerbG, SymbolG, AbzG, EGVG, § 
283 StGB etc.“ (S. 219) Bereits bisher 
wurde ja bereits, insbesondere unter 
Anwendung des „Verhetzungsparagra-
phen“ (§ 283) und des § 188, der die 
„Herabwürdigung religiöser Lehren“ 
unter Strafe stellt, Kritik am Islam und 
anderer fremder Kulte, und sei diese 
Kritik sachlich auch noch so gerecht-
fertigt, von einer in gewissen Berei-
chen verpolitisierten Justiz mit Strafe 
belegt. Dies hatte zur Folge, daß insbe-
sondere der Islam (denn für eine auch 
noch so schimpfliche Herabwürdigung 
des Christentums kommt das Religi-
onsstrafrecht bereits seit Jahrzehnten 
nicht mehr zur Anwendung) gegen jede 
Form der substantiellen Auseinander-
setzung und damit gegen eine Begren-
zung seines Ausdehnungs- und Ein-
wurzelungsanspruches immunisiert 
wird. Damit ist schon heute die ver-
fassungsrechtlich zugesicherte 
Meinungs- und Wissenschafts-
freiheit in ganz wesentlichen Berei-
chen außer Kraft gesetzt. 

Anstatt diese Grundrechte wieder her-
zustellen, hat es sich die neue Bundes-
regierung jedoch zum Ziel gemacht, 
diese weiter einzuschränken. 
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Dieses Ziel soll besonders durch die 
strafrechtliche Verfolgung von „Haß 
im Netz“ (S. 38) betrieben werden. 
Geplant ist eine „ressortübergreifen-
de Task Force zur effizienten Bekämp-
fung von Haß im Netz und anderer 
digitaler Kriminalitätsformen“. Dazu 
soll auch „die Ratifizierung des Zu-
satzprotokolls zum Übereinkommen 
über Computerkriminalität betreffend 
die Kriminalisierung mittels Computer 
begangener Handlungen rassistischer 
und fremdenfeindlicher Natur“ vorge-
nommen werden. 
......

„Haß“ zum strafrechtlichen Tatbe-
stand zu machen ist ein besonders ag-
gressiver Ansatz zur Ausdehnung 
staatlicher Willkür und Despo-
tie. Nachdem Haß, der einen inneren 
Gefühlszustand beschreibt und daher 
„von außen“ von berechtigter Empö-
rung oder bloßer Aversion nicht unter-
scheidbar ist, keiner juristischen Objek-
tivierung zugeführt werden kann, ist 
der Mißbrauch dieses Konzepts für die 
politische Unterdrückung oppo-
sitioneller und mißliebiger Per-
sonen vorprogrammiert und damit 
offenbar ein gewünschtes Instrument 
zur Gleichschaltung. 

Die vorstehenden Ankündigungen 
sind aber noch keineswegs der Hö-
hepunkt der offenkundig angestrebten 
Transformation des österreichischen 
politischen Systems in eine Eliten-
Demokratur. Diese zweifelhafte Eh-
re kommt einem Lieblingsprojekt von 
Sebastian Kurz zu, das dieser bereits 
im Wahlkampf während des Sommers 
2019 ohne Not in Stellung gebracht 
hat. Jetzt wird es mit diesem Anlie-
gen konkret: Der Koalitionspakt sieht 
nunmehr vor, „Maßnahmen (zu) set-
zen, um Vereine, die staatsfeindliches 
Gedankengut (so wie die Identitären) 
verbreiten, wirksam zu bekämpfen (S. 
220). Es muß als absolute Premiere in 
der Geschichte der Republik Österreich 
begriffen werden, daß eine Regierung 
einen Verein, dem trotz intensiver po-
lizeilicher und gerichtlicher Bemühun-
gen keine Verfehlungen nachgewiesen 
werden konnten, der Verwirklichung 
eines strafrechtlichen Tatbestands (näm-
lich der Staatsfeindlichkeit) zeiht. Diese 
substratlose Vorverurteilung läßt tief bli-
cken und einiges für die bevorstehende 
Legislaturperiode erwarten.
......

Intendiert ist offensichtlich, die Mei-
nungsfreiheit weitgehend zu 
beseitigen, Indoktrinierung und 
Gehirnwäsche durch diverse Umer-

ziehungsmaßnahmen durchzusetzen 
und die Verfolgung und Terminierung 
von Dissidenten und Systemgegnern 
zu betreiben.

Es stellt sich die Frage, welches Ziel 
ein derartiger „Weg zur Knechtschaft“ 
rechtfertigt. Die Antwort erschließt sich 
nicht durch eine Sichtung der Einzel-
maßnahmen und Projekte, die im Koa-
litionspapier gelistet sind. Der Aufwand 
und das Risiko, dermaßen einschnei-
dende und auch risikoreiche gesell-
schaftsverändernde Maßnahmen auf 
den Weg zu bringen, rechtfertigt sich 
tatsächlich nur, wenn nicht nur die Mit-
tel, sondern auch die damit betriebenen 
Ziele einer Großagenda zur Trans-
formation des gesellschaftlich-
kulturellen Gefüges denominiert 
sind. Um diese Großagenda zu identi-
fizieren, empfiehlt es sich, die folgen-
den Stehsätze aus dem Koalitionsver-
trag in der Zusammenschau auf sich 
wirken zu lassen:

„Viele große Zukunftsfragen lassen 
sich nicht mehr von den Mitgliedstaa-
ten allein lösen, sondern nur von ei-
ner starken Europäischen Uni-
on.“ (S.175) „Als verläßlicher Partner 
und Sitz internationaler Organisatio-
nen tritt Österreich für die Stärkung 
des effektiven Multilateralismus ein.“ 
(S. 174) „Österreich bringt sich und 
seine Interessen und Positionen aktiv 
in internationale Organisationen ein 
(wie UNO, OSZE, Europarat und EU) 
und positioniert sich als verläßlicher 
Partner im Multilateralismus.“ (S. 185) 
„Österreich setzt sich für eine rasche 
Aufnahme der Tätigkeit der Europä-
ischen Staatsanwaltschaft ein.“ 
(S. 177) „Die Annahme von Beschlüs-
sen mit qualifizierter Mehrheit (also die 
Abkehr vom Einstimmigkeitsprinzip, 
Anm.) in zusätzlichen Bereichen (z.B. 
Außenpolitik) ist nötig“. (S. 180) Ös-
terreich setzt sich für die „Umsetzung 
einer klaren EU-Beitrittsperspektive für 
die Westbalkan-Staaten“ ein sowie „für 
den ehestmöglichen Beginn von Bei-
trittsverhandlungen mit Nordmazedo-
nien und Albanien.“ (S. 179) Geplant 
wird „die Erarbeitung einer gesamt-
staatlichen Afrikastrategie und öster-
reichischen Initiative in der EU für ei-
nen EU-Zukunftspakt mit Afrika, der 
sowohl Herausforderungen (z.B. Mig-
ration, Klima) gerecht wird wie auch 
Chancen einer Zusammenarbeit mit 
Afrika auf Augenhöhe“ möglich macht. 
(S. 184) „Österreich unterstützt den UN 
Global Compact (Corporate Sustaina-
bility Initiative)“. (S. 183) Die Regierung 
bekennt sich zu einer „signifikanten Er-
höhung des österreichischen Beitrags 

zum Green-Climate Fund der UNO.“ (S. 
182) „Europa ist eine Solidargemein-
schaft. Wer sich nicht an die gemein-
samen Regeln hält, muß mit Sanktio-
nen rechnen.“ (S. 175)

Die Groß-Agenda, die den Referenz-
rahmen und die Grundpfeiler des Ko-
alitionspaktes definiert, besteht ganz 
offenkundig in der Bewältigung eini-
ger wesentlicher Schritte in Richtung 
der globalen Ordnung eines multi-
kulturellen und kultursozialis-
tischen „Eine-Welt-Staates“. Auf 
dem Weg dorthin gibt es einige Zwi-
schenetappen: die Beseitigung der na-
tionalstaatlichen Verantwortlichkeiten 
und ihr Ersatz durch den Europäischen 
Superstaat, die Herauslösung von Kom-
petenzen aus der demokratischen Ver-
antwortlichkeit und ihre Übertragung 
an Eliten-geführte multilaterale Organi-
sationen, die Auflösung der voneinan-
der unterscheidbaren Kulturregionen, 
die Beseitigung der Existenzgrundlagen 
lokaler und regionaler Produktionen 
und Märkte und die Entwicklung einer 
mondial einheitlichen Konsumkultur, 
sowie die Beseitigung unterschiedlicher 
Bevölkerungssubstrate und die Kreati-
on eines durch Massenmigration syn-
thetisierten Welt-Mischvolkes.

Das klingt sehr abgehoben, und es 
ist in der Tat ungewiß, ob Sebastian 
Kurz selbst weiß, welchen Dienst er 
hier besorgt. Aber sein gesamter bis-
heriger politischer Weg macht keinen 
Sinn, wenn er lediglich bestrebt war, 
österreichische Interessen zu moderie-
ren. Er war es, der in der Migrations-
krise 2015/16 als Außenminister re-
al nichts gegen den Massenansturm 
gemacht und diesen als Regierungs-
mitglied mitverantwortet hat. Er war 
es, der die Bürger beschwichtigte, er 
hätte die „Balkanroute geschlossen“, 
wobei nie jemand fragte, wie, womit, 
mit wem und mit welchem Erfolg er 
das als Minister eines Kleinstaats be-
wältigte, und wobei trotz „Schließung“ 
derzeit über die Balkanroute Zigtausen-
de nach Mitteleuropa unterwegs sind. 
Er war es, der die Homo-Ehe, d.h. die 
„Ehe für alle“ gegen den Willen des 
blauen Koalitionspartners durchsetz-
te. Und er ist es, der mit einem „Is-
lamgesetz“ für sich Werbung macht, 
das er als sein Renommierprojekt als 
Integrationsminister verkauft, das aber 
nichtsdestoweniger den realen Einfluß 
des Islam und die materielle und orga-
nisatorische Basis seiner Institutionen 
drastisch ausdehnte.

Jede Analyse, die insinuiert, Kurz hät-
te eben programmatische Kompromisse 
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mit den Grünen machen müssen, denn 
das ist das Wesen jeder dauerhaften 
Zusammenarbeit zwischen ungleichen 
Partnern, geht völlig in die Irre. Die in 
dieser Analyse angeführten und prob-
lematisierten Punkte sind nicht primär 
Ziele der Grünen, die Kurz mehr oder 
weniger zähneknirschend hinnehmen 
muß, um den Koalitionspartner zufrie-
denzustellen, sondern sie sind die Kern-
punkte seiner eigenen Agenda. 
......

Er, oder wahrscheinlich seine Hin-
termänner, verfolgt bzw. verfolgen seit 
geraumer Zeit beharrlich die Agen-
da einer Ent-Nationalisierung 
Österreichs. 
......

Er verwirft die „illegale Migration“ 
und betreibt mit multilateralen Organi-
sationen die „reguläre“. Er ficht gegen 
das Phantom des „Politischen Islam“ 
und läßt den realen Islam gewähren, 
wobei er selbst das saudische KAICI-
ID („König Abdullah-Zentrum“) vor der 
Schließung bewahren will. (S. 185) Er 
findet es großartig, die „Menschenwür-
de“ in der Bundesverfassung zu veran-
kern (S. 14) und hat offenbar nichts da-
gegen, daß damit politisierten (Höchst)
Gerichten ein Mittel an die Hand gege-
ben ist, um fast jede Verschärfung 
des Asylregimes zu verhindern. 
......

Sebastian Kurz kommt aus einer tra-
ditionell christlich-konservativen Partei, 

der ÖVP. Aber er hat es verstanden, 
diese in eine neu-linke, globalis-
tisch orientierte Partei zu trans-
formieren, in der der Multikulturalis-
mus, der Gender-Feminismus und der 
bindungslose Konsum-Hedonismus 
mittlerweile heimisch geworden sind. 
Sein Wahlerfolg und sein strategisch 
effektiver Durchmarsch an die Staats-
spitze macht ihn zu einem Vorrei-
ter einer realpolitischen Um-
setzung der One World-Politik. 
Das wird zweifellos die Landschaft der 
Parteiendemokratie in Europa tiefgrei-
fend verändern. Österreich übernimmt 
damit, einmal mehr in der Geschichte, 
eine Rolle der Avantgarde in Europa. 
Aber der Preis dafür ist hoch. Denn 
unser Land ist mit dem Programm 
der neuen Koalitionsregierung defi-
nitv auf einem türkis-grünen Weg 
in die Knechtschaft.
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